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Behördliche Verbote und Vertrag
Die Krise wird gerne als Stunde der Exekutive bezeichnet, was sich aktuell
bewahrheitet. Behördliche Verbote bestimmen das Geschehen und wirken sich
dabei zwangsläufig auch auf Verträge aus. Der vorliegende Beitrag steckt den
Rahmen ab, den das Zivilrecht dafür bereitstellt.
Von Alexander Wilfinger1)
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A. Ausgangspunkt
Die Coronavirus-Pandemie verschont aktuell keinen
Lebensbereich. Quarantäneanordnungen, Geschäfts-
schließungen, Versammlungs- und Einreiseverbote
stellen Privatleben und Wirtschaft auf den Kopf, wäh-
rend an den strauchelnden Börsen versucht wird, die
Spekulation auf die Rezession zu verhindern. Das Kri-
senmanagement obliegt dabei weitgehend Verwal-
tungsbehörden, die rasch, flexibel und vor allem effek-
tiv auf die besondere Gefahrensituation reagieren kön-
nen: die Bezirksverwaltungsbehörde stellt Kranke un-
ter Quarantäne,2) der Gesundheitsminister verbietet
Versammlungen,3) das Betreten von Betriebsstätten4)

und das Betreten öffentlicher Orte,5) die Finanzmarkt-
aufsichtsbehörde (FMA) untersagt Aktien-Leerver-
käufe.6) Im Ausnahmezustand geben damit behördli-
che Verbote den Ton an.

Dieser Umstand schlägt sich zwangsläufig auch auf
zivilrechtlicher Ebene nieder, wo sich verschiedenste
Berührungspunkte ergeben: Das Leerverkaufsverbot
richtet sich gegen den Abschluss bestimmter Finanzge-
schäfte; das Versammlungsverbot hat Verträge zwar
nicht unmittelbar im Blick, konfligiert aber etwa mit
Veranstaltungstickets, die regelmäßig schon vor dem
Erlass der Maßnahme erworben wurden; unter Qua-
rantäne stehende Personen können bereits zugesagte
Dienstleistungen nicht erbringen; Grenz- und Be-
triebsschließungen verursachen Engpässe, die Liefer-
ketten unterbrechen. Der vorliegende Beitrag steckt
den Rahmen ab, den das Vertragsrecht für derartige
Fälle bereitstellt.

B. Anfängliche Verbotswidrigkeit
Verstößt ein Vertrag bereits im Abschlusszeitpunkt ge-
gen eine aufrechte Maßnahme, ist § 879 Abs 1 ABGB
einschlägig. Danach sind Verträge, die gegen gesetzli-
che Verbote verstoßen, bekanntlich nichtig, wodurch
nach hA allen Gesetzen im materiellen Sinn zivilrecht-
liche Geltung verschafft wird. Auch verwaltungsbe-
hördliche Verordnungen sind daher nichtigkeitsrele-
vant.7) Gleichzeitig ist § 879 Abs 1 ABGB aber insofern

einzuschränken, als nicht jeder Verstoß zur Unwirk-
samkeit führt; der Verbotszweck muss die Nichtigkeit
vielmehr verlangen.8) Das ist etwa nicht der Fall, wenn
sich das Verbot bloß gegen die äußeren Umstände des
Geschäfts richtet, was das Lehrbuchbeispiel des Ein-
kaufs nach Ladenschluss verdeutlicht. Ist das Geschäft
abgewickelt, besteht hier kein Grund für die Annahme
von Nichtigkeit, weil niemandem durch die Rückab-
wicklung gedient wäre.9) Genauso sind Verträge gültig,
die entgegen dem aktuellen, durch Verordnung ver-
hängten Betretungsverbot von Handelsbetrieben und
Dienstleistungsunternehmen eingegangen und abge-
wickelt werden. Die Sanktionierung des unerwünsch-
ten Verhaltens ist dann alleinige Aufgabe des öffent-
lichen Rechts.

Missbilligt das Verbot den Vertragsinhalt selbst,
liegt Nichtigkeit demgegenüber näher. Die FMA-Leer-
verkaufsverordnung verbietet etwa bestimmte Finanz-
geschäfte, um Kapitalmarktstabilität zu gewährleis-
ten.10) Entspricht die Nichtigkeit dennoch getätigter
Leerverkäufe diesem Anliegen, was nicht zuletzt von
ökonomischen Erwägungen abhängt, können sie rück-
abgewickelt werden.11) Das Versammlungsverbot rich-
tet sich zwar nicht unmittelbar gegen bestimmte Ver-
träge, sondern soll verhindern, dass das Virus beim
Aufeinandertreffen vieler Menschen übertragen wird.
Mit diesem Zweck wäre es aber etwa unvereinbar,
wenn ein Ticket zur Teilnahme an einer Veranstaltung
berechtigte, weshalb der Vertrag nichtig ist.

Während sich behördliche Verordnungen dahinge-
hend also genauso auswirken wie Gesetze, fallen Be-
scheide nach hA nicht unter § 879 Abs 1 ABGB, weil
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sie keine Gesetze im materiellen Sinn sind.12) Demnach
wäre etwa ein Vertrag gültig, durch den sich eine per
Bescheid unter Quarantäne gestellte Person zu einer
Dienstleistung verpflichtet, was nicht überzeugt. Aus
der Wirksamkeit des Vertrags würde schließlich ein
klagbarer Erfüllungsanspruch des Vertragspartners
auf die – bescheidwidrige – Erbringung der Dienstleis-
tung folgen, zumal rechtliche Unmöglichkeit nach
§ 878 ABGB nur vorliegt, wenn die Rechtsordnung
die Erfüllung ihrer Art nach nicht kennt (zB realgeteil-
tes Eigentum).13) Das „bloße“ Verbot der Erfüllung
reicht nach diesem engen Verständnis nicht aus, son-
dern unterfällt § 879 Abs 1 ABGB.14) Konsequenter-
weise ist daher auch bei Bescheiden § 879 ABGB anzu-
wenden, um zu vermeiden, dass die abgesonderte Per-
son zum Verstoß gegen die Quarantäneanordnung zu
verurteilen wäre. Der Vertrag ist insofern nichtig.15)

Das Verbot richtet sich dabei freilich nur gegen die
Klagbarkeit, nicht gegen die Rechtfertigung aufgrund
des Vertrags vorgenommener Vermögensverschiebun-
gen. Wurde die Dienstleistung bescheidwidrig er-
bracht, gibt es – wie beim durch Verordnung ausge-
sprochenen Dienstleistungsverbot – keinen Grund
für eine Rückabwicklung.16)

C. Nachträgliche Verbotswidrigkeit
Dass eine bereits unter Quarantäne stehende Person
weiter Verpflichtungen eingeht oder dass ein Veran-
stalter trotz des Versammlungsverbots Tickets ver-
kauft, wird freilich die Ausnahme sein. Viel eher stellt
sich die Frage, wie sich das Verbot auf bestehende Ver-
träge auswirkt.

Dafür ist zunächst maßgebend, ob der Geltungsan-
spruch des Verbots solche Altverträge überhaupt er-
fasst.17) Das FMA-Leerverkaufsverbot richtet sich etwa
nur in die Zukunft. Ab Inkrafttreten der Verordnung
dürfen Leerverkäufe nicht mehr getätigt werden, davor
abgeschlossene Geschäfte bleiben jedenfalls unberührt.
Aus Sicht des Versammlungsverbots ist es demgegen-
über natürlich irrelevant, wann der zur Teilnahme an
einer Veranstaltung berechtigende Vertrag abgeschlos-
sen wurde. Wichtig ist nur, dass die Versammlung
nicht stattfindet. Genauso kümmert es die Quarantä-
neanordnung nicht, ob sich die dadurch abgesonderte
Person vor oder nach Wirksamkeit des Bescheids zu
einer Leistung verpflichtet hat; so oder so muss sich
die Person isolieren. Nur in diesen Fällen kann sich
das Verbot unmittelbar auf den Vertrag auswirken.

Eine Grundlage dafür bietet § 880 ABGB: „Wird
der Gegenstand, worüber ein Vertrag geschlossen wor-
den, vor dessen Übergabe dem Verkehre entzogen“, ist
es „eben so viel, als wenn man den Vertrag nicht ge-
schlossen hätte.“ Die Norm bezieht sich damit zwar
auf Verträge über Sachen, ist allerdings verallgemeine-
rungsfähig.18) In rechtsfolgenseitiger Übereinstim-
mung mit § 1447 ABGB, der die zufällige nachträgliche
Unmöglichkeit regelt, zerfällt der Vertrag, wenn die
Leistungserbringung nachträglich durch gesetzliche
oder behördliche Anordnung vereitelt wird.19) Mit
dem Vertrag fallen die gegenseitigen Pflichten weg,
weshalb der Ticketkäufer etwa nicht mehr zur Entgelt-
zahlung verpflichtet ist und bereits geleistete Zahlun-

gen bereicherungsrechtlich rückfordern kann (§ 1435
ABGB).

Hat der Schuldner das Leistungshindernis zu ver-
treten, haftet er auf das Erfüllungsinteresse, weil er
das – bei nachträglicher Verbotswidrigkeit wirksam
zustande gekommene – Leistungsversprechen schuld-
haft verletzt (§ 920 ABGB).20) Die aktuellen Umstände
sind freilich niemandem anzulasten, die Pandemie ist
höhere Gewalt. Schadenersatzpflichten werden daher
in aller Regel ausscheiden.

D. Vertrag als Maßstab
Behördliche Verbote haben also mitunter erhebliche
Auswirkungen auf widersprechende Verträge: § 879
ABGB führt von vornherein zur Nichtigkeit, § 880
ABGB zum nachträglichen Zerfall. Die zugrundelie-
gende Wertung liegt dabei auf der Hand: Was der Staat
(Legislative wie Exekutive) verbietet, sollen die Bürger
nicht durch privatrechtliche Vereinbarungen in Gel-
tung setzen können, die der Staat (Judikative) ja wie-
derum respektieren müsste.21)

Neben dem Verbot selbst ist für die Beurteilung der
Verbotswidrigkeit der Inhalt des konkreten Vertrags
maßgebend, was im Einzelnen weniger selbstverständ-
lich ist, als es im Grundsatz scheint. Erst durch Ver-
tragsauslegung ergibt sich nämlich etwa, ob sich die
unter Quarantäne stehende Person zur höchstpersön-
lichen Erbringung der Leistung verpflichtet hat. Beim
Musiker wird das regelmäßig der Fall sein, weshalb der
Vertrag über seinen Auftritt hinfällig ist. Demgegen-
über ist der Handwerker typischerweise dazu berech-
tigt, den Vertrag durch Einschaltung von – nicht unter
Quarantäne stehenden – Gehilfen zu erfüllen. Gemes-
sen am Vertragsinhalt ist die Leistungserbringung
dann nicht zwangsläufig verbotswidrig, weshalb daran
festgehalten werden kann.22) Sofern dem nicht andere
Maßnahmen entgegenstehen, kann der Werkbesteller
die Vertragserfüllung durch Gehilfen fordern.
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2577 (2578); Canaris, Nachträgliche Gesetzeswidrigkeit von Verträ-
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19) Ch. Rabl, Die Gefahrtragung beim Kauf (2002) 10; Bollenberger/

P. Bydlinski in KBB6 § 880 Rz 1.
20) Graf in ABGB-ON1.05 § 880 Rz 2 mwN (Stand 1. 8. 2019, rdb.at).
21) Vgl F. Bydlinski, Privatautonomie und objektive Grundlagen des ver-

pflichtenden Rechtsgeschäftes (1967) 167; Canaris, Gesetzliches
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JBl 1987, 1 (8 f); BGHZ 89, 369; Bork, Allgemeiner Teil des Bürger-
lichen Gesetzbuchs4 (2016) Rz 1119.



Auch die zeitliche Absehbarkeit der behördlichen
Anordnungen zwingt zur Auslegung. Sind die Par-
teien auch post-Corona am Vertrag interessiert –
liegt insofern also kein Fixgeschäft vor (vgl § 919
ABGB) –, kann er schließlich aufrechterhalten wer-
den, weil die Abwicklung nach dem Ende der Krise
unproblematisch sein wird. Die dadurch entstehende
Schwebelage entspricht der vorläufigen Unmöglich-
keit der Leistung, auf die das Verzugsrecht anwend-
bar ist:23) Der Schuldner kann in absehbarer Zeit,
aber nicht zum vereinbarten Zeitpunkt leisten. Wie
beim Verzug ist dem Gläubiger, der die Leistung we-
gen vorübergehender Verbotswidrigkeit nicht verein-
barungsgemäß erhält, dementsprechend ein Rück-
trittsrecht zuzugestehen (§ 918 ABGB).24) Er kann da-
her entweder am Vertrag festhalten und die Leistung
nach Außerkrafttreten der Maßnahmen fordern oder
zurücktreten.

E. Mittelbare Auswirkungen
Wo sich Verbot und (ausgelegter) Vertrag nicht wi-
dersprechen, sind § 879 Abs 1 und § 880 ABGB nicht
einschlägig. Die weitreichenden Maßnahmen können
sich natürlich trotzdem auswirken, worauf in der öf-
fentlichen Diskussion bereits mehrfach hingewiesen
wurde. So lassen Grenzschließungen den Vertrag zwi-
schen (inländischem) Produzenten und Händler zwar
unberührt, sie vereiteln aber die Erfüllung, wenn sie
den Produzenten etwa von seinen ausländischen Zu-
lieferern abschneiden.25) Betretungsverbote betreffen
den Mietvertrag über einen Geschäftsraum nicht, füh-
ren aber zur Unbrauchbarkeit der Bestandsache für
den Mieter, dessen Kunden ausbleiben.26) Dass an
Baustellen nur mehr gearbeitet werden darf, wenn
ein Sicherheitsabstand eingehalten oder das Infek-
tionsrisiko durch ausreichende Schutzmaßnahmen
minimiert wird,27) verursacht Mehrkosten und Verzö-
gerungen.28) Selbst wenn die Vertragsdurchführung
nicht verboten ist, kann sie also an den Umständen
scheitern, die durch die behördlichen Notfallmaßnah-
men entstehen.

Teilweise stellt das Schuldrecht für derartige Fälle
spezielle Regelungen bereit. Wird die Bestandsache we-
gen außerordentlicher Zufälle – das Gesetz spricht ex-
plizit von „Seuchen“ – unbrauchbar oder unbenutzbar,
setzt § 1104 ABGB, der auf § 1096 ABGB aufsattelt, die
gegenseitigen Pflichten der Parteien etwa aus. Der Be-
standnehmer muss den Zins daher nicht entrichten.29)

Fehlen solche Spezialnormen, sind allgemeine Grund-
sätze maßgebend. Der von seinen Zulieferern abge-
schnittene Produzent wäre demnach im Verzug
(§§ 918 f ABGB), wenn er den Vertrag mit dem Händ-
ler aufgrund des vorübergehenden Leistungshindernis-
ses nicht fristgerecht erfüllen kann.30) Hat er sich hin-
reichend um die Erfüllung bemüht, indem er etwa ver-
sucht hat, sich anderswo einzudecken, scheiden Scha-
denersatzpflichten dabei aus. Die Grenzschließung
selbst als Ursache für den Engpass ist schließlich nie-
mandem vorwerfbar.

Überhaupt rütteln die ganz außergewöhnlichen
Umstände mitunter an der Geschäftsgrundlage des
Vertrags, war bis vor wenigen Wochen doch nicht

mit der plötzlichen Stilllegung des öffentlichen Lebens
zu rechnen. Dass § 1104 ABGB die gegenseitigen
Pflichten aus dem Bestandvertrag im Seuchenfall auf-
hebt, kann nach Riss insofern als „gesetzliche Ausprä-
gung der Lehre vom Wegfall der Geschäftsgrundlage“
verstanden werden.31) Kletečka/Müller haben diesen
Gedanken bereits für den Bauwerkvertrag aufgegriffen,
dessen Durchführung die strengen Sicherheitsvor-
schriften erheblich erschweren: Da der Werkunterneh-
mer einen Erfolg schuldet, trägt er zwar grundsätzlich
die Gefahr des zufälligen Unterbleibens (§ 1168 a
ABGB); die Pandemie als höhere Gewalt führe aber
zum zeitweiligen Entfall der Geschäftsgrundlage, wes-
halb die gegenseitigen Pflichten ruhten. Ausnahms-
weise hätten die Parteien das Zufallsrisiko daher ge-
meinsam zu tragen.32)

F. Zusammenfassung
Wie sich behördliche Verbote zivilrechtlich auswirken,
hängt also vom Einzelfall ab. In ihrer Schlagkraft ste-
hen sie gesetzlichen Anordnungen dabei um nichts
nach, weil ihnen widersprechende Verträge genauso
– und entgegen der hA auch bei Verstößen gegen Be-
scheide – nichtig sind (§ 879 ABGB) oder nachträglich
zerfallen (§ 880 ABGB). Neben dem Geltungsanspruch
des Verbots, der etwa Altverträge ausnehmen kann, ist
dafür der konkrete Vertrag entscheidend. Ergibt des-
sen Auslegung, dass auch legale Erfüllung möglich ist,
kann nämlich an der Vereinbarung festgehalten wer-
den.

Berührt das Verbot den Vertrag nicht unmittelbar,
schafft es aber ein Umfeld, das die Abwicklung tat-
sächlich beeinträchtigt, ist allgemeines Schuldrecht
maßgebend. Verschuldenshaftung scheidet regelmä-
ßig aus, weil der aktuelle Ausnahmezustand nieman-
dem vorgeworfen werden kann. Gehen die Parteien
damit bestmöglich um, werden sie ihren Sorgfalts-
pflichten gerecht. Geschädigte sind dementsprechend
darauf angewiesen, dass in der Krise der Staat ein-
springt.33) Ü
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Ü
Ü In Kürze
Behördliche Maßnahmen können sich direkt oder indirekt
auf Verträge auswirken, was gleichermaßen vom Verbots-
und vom Vertragsinhalt abhängt. In welcher Form das
Verbot ergeht, ist demgegenüber nicht entscheidend.

Ü Zum Thema
Über den Autor:
Dr. Alexander Wilfinger absolviert derzeit einen Forschungs-
aufenthalt an der Universität Hamburg.
Kontaktadresse: Universität Hamburg,
Rothenbaumchaussee 33, 20148 Hamburg.
E-Mail: alexander.wilfinger@uni-hamburg.de


